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I. Vorbemerkung 
 
Der bad e.V. begrüßt es ausdrücklich, dass der Gesetzgeber nach mehrfachen An-
kündigungen nunmehr einen Gesetzesentwurf im Bereich der Pflege- und Kran-
kenversicherung vorgelegt hat. Zeitgleich sehen wir insbesondere im Hinblick auf 
die Änderung des SGB XI jedoch erheblichen weiteren Handlungsbedarf. 
 
Weiterhin kritisieren wir, dass die vielfältigen wirtschaftlichen Belastungen, die in 
der Vergangenheit sowohl die Pflegebedürftigen als auch die Pflegeeinrichtungen 
getroffen haben, immer noch nicht adäquat kompensiert werden, was die pflegeri-
sche Versorgung und die Infrastruktur an pflegerischen Angeboten sowie die Exis-
tenz der bislang vorhandenen Pflegeeinrichtungen akut bedroht. Auf diesen Um-
stand haben wir bereits im Gesetzgebungsverfahren zum Gesetz zur Unterstüt-
zung und Entlastung in der Pflege (Pflegeunterstützungs- und –entlastungsgesetz 
– PUEG) im vergangenen Jahr ausdrücklich hingewiesen. Auch mit dem vorliegen-
den Referentenentwurf gelingt es dem Gesetzgeber aus unserer Sicht nicht, das 
Ausmaß der aktuellen Probleme im Pflege-Sektor zu erfassen und effektive Lösun-
gen zu finden. 
 
Beispielhaft weisen wir darauf hin, dass die nachweislich fehlende Refinanzierung 
von Personalkosten im Bereich der häuslichen Krankenpflege für immer mehr Pfle-
gedienste ein existenzbedrohendes Ausmaß angenommen hat. Vielfach sehen 
vertragliche Regelungen zur häuslichen Krankenpflege in den Bundesländern seit 
Jahren vor, dass bei der Erbringung mehrerer Maßnahmen aus unterschiedlichen 
Leistungsgruppen während eines Einsatzes nur die teuerste Maßnahme abgerech-
net werden darf. Das bedeutet, erbringt ein Pflegedienst in einem Einsatz zum Bei-
spiel fünf ärztlich verordnete und von der zuständigen Krankenkasse genehmigte 
Maßnahmen aus dem Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen der häuslichen 
Krankenpflege aus fünf verschiedenen Leistungsgruppen, bekommt er nur die teu-
erste Maßnahme bezahlt. In dem Zeitraum, in dem die Pflege(fach)kraft die vier 
nicht abrechenbaren Maßnahmen erbringt, ist das Tariftreuegehalt selbstverständ-
lich gleichwohl in vollem Umfang zu zahlen. Ambulante Pflegedienste müssen seit 
Jahrzehnten hinnehmen, dass sie nur einen Teil ihrer – besonders in der häusli-
chen Krankenpflege mit Blick auf den zunehmenden Ärztemangel – extrem wert-
vollen Arbeit vergütet bekommen. Das ist einer der Gründe, warum immer mehr 
ambulante Pflegedienste Insolvenz anmelden müssen, denn die Tariftreuegehälter 
sind seit dem 01. September 2022 massiv gestiegen und werden weiter steigen. 
Wir fordern daher ausdrücklich ein gesetzgeberisches Einschreiten gegen diese 
heute - in Zeiten der Tariftreuepflicht - nicht mehr akzeptable Vergütungsregelun-
gen. Ohne dies scheitern Einigungen zur Änderung der vertraglichen Gegebenhei-
ten regelmäßig am Widerstand der vor Ort tätigen Krankenkassen/-Verbände.  
 
Der Gesetzgeber beschreibt selbst, dass „die Herausforderungen der Akut- und 
Langzeitpflege in den nächsten Dekaden im demografischen Wandel begründet 
sind und gleichzeitig der Bedarf an Pflegekräften wächst“. Als Lösungsvorschlag 
wird unterbreitet, die Rahmenbedingungen für professionell Pflegende zu verbes-
sern. Dieses Ziel unterstützt der bad e.V. bereits seit Jahren ausdrücklich. Wenn 
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dies gelingt, kann es zur Steigerung der Attraktivität des Berufes und damit mittel-
fristig zu einer Verbesserung der personellen Lage führen. Daher ist dieser Schritt 
wichtig; die Kompetenzerweiterung allein wird aber nicht zum gewünschten Ziel 
führen. Wie wir bereits in der Vergangenheit ausgeführt haben, ist hierfür deutlich 
mehr erforderlich. 
 
Im Übrigen verkennt der Gesetzgeber mit diesem Entwurf, dass der Grundstein 
professioneller Pflege nicht nur die Pflegenden selbst, sondern auch die unterneh-
merischen Strukturen der Pflegeeinrichtungen sind. Deren Betrieb ist in den ver-
gangenen Jahren immer komplexer und herausfordernder geworden. Insbeson-
dere die Einführung der Tariftreuepflicht hat zu immensen Kostensteigerungen ge-
führt, die vom Gesetzgeber bis heute nicht refinanzierbar gemacht werden. Fak-
tisch können diese Steigerungen zwar in Vergütungsverhandlungen einfließen, 
doch selbst wenn es gelingen würde, die zusätzlichen Personalkosten vollständig 
in erhöhten Preisen geltend zu machen (was in Verhandlungen oftmals nicht ge-
lingt), ist es eine Tatsache, dass höhere Preise in der Pflege nicht automatisch zu 
mehr Umsatz (und somit zu einer tatsächlichen Refinanzierung der realen Kosten) 
führen. Pflegebedürftige sind aufgrund der Preissteigerungen und mangels ange-
messener Anpassung der Pflegebudgets der Pflegegrade, deren Steigerungen 
deutlich hinter den Personalkostensteigerungen zurückbleiben, dazu gezwungen, 
Pflegeleistungen zu kürzen, damit der Eigenanteil bezahlbar bleibt. Pflegeeinrich-
tungen kommen schon deswegen teilweise an die Grenzen ihrer Liquidität, weil 
Kunden nicht mehr im gewohnten Umfang Leistungen einkaufen und somit der Um-
satz nicht im gleichen Umfang steigt wie die Kosten. 
 
Eine ausreichende Versorgung der Pflegebedürftigen ist aus Sicht des bad e.V. mit 
einer nur 4,5-prozentigen Steigerung der Pflege-Sachleistungsbeträge nach § 36 
SGB XI, die zum 01.01.2025 erfolgen soll, nicht zu erreichen. Dies gilt umso mehr, 
als dass die ambulanten Pflegeeinrichtungen und mit ihnen die ambulant versorg-
ten Versicherten unter hohen Kostensteigerungen leiden.  
 
Der bad e.V. hält in diesem Zusammenhang seine Forderung zur Umgestaltung 
der sozialen Pflegeversicherung in eine „Pflegevollversicherung“ aufrecht, die be-
reits in der Vergangenheit erhoben wurde. Die vorliegend gemachten Änderungs-
vorschläge im bestehenden „Teilkasko-System“ sind insofern als hilfsweise erho-
bene Forderungen zu verstehen, die als notwendig erachtet werden, wenn der Ge-
setzgeber den aus unserer Sicht gebotenen Systemwechsel ablehnt. 
 
Wir verkennen im vertragspartnerschaftlichen Umgang mit Kostenträgern nicht, 
dass auch dort personelle Engpässe zunehmen. Diese dürfen allerdings nicht dazu 
führen, dass vertraglich vereinbarte Pflichten und Fristen kostenträgerseits nicht 
eingehalten oder schlimmstenfalls sogar bewusst ignoriert werden. 
 
In nahezu allen Bundesländern gibt es erheblichen Zahlungsverzug durch Kosten-
träger zu verzeichnen. Sozialhilfeträger sind hier ganz besonders zu nennen 
ebenso wie Pflege- und Krankenkassen. Die in Rahmenverträgen vereinbarten 
Zahlungsziele werden flächendeckend erheblich überschritten. Mahnungen 
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bleiben oft unbeachtet und ändern nichts an dem verbreiteten Missstand. Mahnge-
bühren oder Verzugszinsen werden in vielen Fälle kategorisch zurückgewiesen 
und nur dann erstattet, wenn Gerichte eingeschaltet werden.  
Bereits seit geraumer Zeit weist der bad e.V. die Politik auf diesen Umstand und 
den hiermit einhergehenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf hin.  
Mit der vorgelegten Gesetzesreform hätte der Gesetzgeber die Möglichkeiten, ein-
zuschreiten und dieses zusätzliche wirtschaftliche Risiko abzumildern. Derartige 
Ansätze lässt die Gesetzesreform jedoch bislang nicht erkennen.  
Aus diesem Grund fordert der bad e.V. den Gesetzgeber erneut auf, entspre-
chende Regelungen festzuschreiben, die die Einhaltung von Zahlungszielen ver-
pflichtend macht und entsprechende Konsequenzen bei Überschreitung spezialge-
setzlich im SGB V, im SGB XI und im SGB XII regelt. Im Hinblick auf über 700 
Insolvenzen im Pflegesektor muss der Gesetzgeber den Ernst der Lage erkennen 
und hier unverzüglich handeln. 
 
Seit der Einführung der Tariftreuepflicht ist es für ambulante, teil- und vollstationäre 
Pflegeeinrichtungen existenziell, zeitnah zum Auslaufen einer Vergütungsverein-
barung (insbesondere bei ambulanten Pflegediensten sowohl im SGB V als auch 
im SGB XI) oder mit dem Inkrafttreten eines neuen regional üblichen Entgeltni-
veaus bzw. tariflicher Steigerungen und solcher kirchlicher Arbeitsrechtsregelun-
gen eine neue Vergütungsvereinbarung abzuschließen. Verzögerungen, die auf 
eine Untätigkeit auf Seiten der Kostenträger zurückzuführen sind, muss effektiv be-
gegnet werden. Der bad e. V. fordert daher gesetzlich zu festzulegen, dass ein 
Vergütungsantrag als geeint anzusehen ist, wenn dieser den Kostenträgern voll-
ständig und inhaltlich plausibel vorgelegt wurde, und diese innerhalb einer 6-Wo-
chen-Frist untätig geblieben sind.   
 
Die in dem vorliegenden Referentenentwurf angedachten Änderungen greifen un-
seres Erachtens insgesamt zu kurz, um die aktuellen Defizite vollständig auszu-
gleichen. 
 
Darüber hinaus enthält der Referentenentwurf keine Ansätze, die auf eine langfris-
tige Verbesserung aller Versorgungsbereiche schließen lässt. Dabei wäre es drin-
gend geboten die bereits bestehenden professionellen Strukturen im Bereich der 
Tages- und Nachtpflege auszubauen, um pflegende Angehörige unmittelbar zu 
entlasten. 
So bleibt das Themenfeld „teilstationäre Versorgung (§ 41)“ auch in dieser Reform 
unerwähnt. Weder ist eine Erhöhung der teilstationären Sachleistungsbeträge vor-
gesehen, noch werden Maßnahmen vorgeschlagen, die zu einer Reduzierung der 
vom Gast zu tragenden Eigenanteile in der Tages- und Nachtpflege führen. Die 
fehlende Anpassung der Sachleistungsbeträge und die zeitgleich steigenden Ver-
gütungen führen somit in zahlreichen Fällen zu dem Ergebnis, dass die angebote-
nen Leistungen nur noch in einem geringen Umfang in Anspruch genommen wer-
den. Tatsache ist, dass die Auslastungsquoten, insbesondere in der Tagespflege, 
abnehmen. Vorhandene Versorgungs-Ressourcen bleiben somit ungenutzt und 
deren Wirtschaftlichkeit wird zunehmend gefährdet.  
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Positiv bewertet der bad e.V. diejenigen neuen Regelungen für gemeinschaftliches 
Wohnen, in denen der Gesetzgeber der vorhandenen „Schlechterstellung“ dieser 
Wohnform im Verhältnis zur klassischen vollstationären Versorgung entgegenwirkt. 
Die Neuerungen hierzu werden aber durch vorgesehenen zusätzlichen bürokrati-
schen Aufwand wieder ausgebremst, weshalb der bad e.V. Letzteren ablehnt. 
Stattdessen wäre eine Erhöhung des Wohngruppenzuschlags nach § 45h SGB XI 
n.F. sachgerecht gewesen. Präsenzkräfte leisten in vielen Fällen überwiegend be-
treuende Tätigkeiten, sodass sie der Tariftreuepflicht unterfallen. Die Personalkos-
tensteigerungen in diesem Zusammenhang werden also gleichfalls nicht im tat-
sächlich entstehenden Maße aufgefangen. 

 
Aus dem gleichen Grund wäre ebenfalls eine grundsätzliche Erhöhung der Leis-
tungsbeträge der Verhinderungspflege (§ 39 SGB XI) sowie des Entlastungsbetra-
ges nach § 45b SGB XI dringend geboten. Ohne dies erfahren die Leistungen der 
Pflegeversicherung eine faktische Absenkung, wenn Versicherte sich hiermit im-
mer weniger Leistungen „einkaufen“ können. 
 
Abschließend möchte der bad e.V. noch einmal darauf hinweisen, dass – nicht nur 
kurzfristig - eine ausreichende Finanzierung der Pflegeversicherung gegeben sein 
muss. Hier wird erneut ausdrücklich gefordert, die Pflegeversicherung grundlegend 
zu reformieren und auf neue zukunftssichere Füße zu stellen. 
 
Der bad e.V. sieht deshalb – neben durchaus befürwortenswerten Regelungen im 
Übrigen – erheblichen Handlungsbedarf bei der Abänderung des vorliegenden Re-
ferentenentwurfs. 
 
Aus Gründen der Klarstellung wird zudem angeregt, die zum 01.01.2025 geltenden 
(Sach)Leistungsbeträge in die hierfür bestimmten Paragraphen zu überführen.  
 
Im Folgenden wird auf die im Entwurf vorgesehenen Regelungen im Einzelnen ein-
gegangen, wobei sich diese Stellungnahme weitgehend auf diejenigen inhaltlichen 
Punkte fokussieren wird, in denen der bad e.V. Handlungs- bzw. Abänderungsbe-
darf sieht. 
 
 
II. Zu den Regelungen des SGB XI im Einzelnen 
 
§ 5 Abs. 1a SGB XI n.F. 
Die Stärkung der präventiven und gesundheitsfördernden Maßnahmen durch die 
Regelungen in Absatz 1a wird befürwortet.  
Soweit die Regelungen die Einbindung von Pflegefachpersonen ambulanter Pfle-
gedienste vorsieht (z.B. solche, die Pflegesachleistungen nach § 36 SGB XI oder 
Beratungsbesuche nach § 37 Abs. 3 SGB XI erbringen), sollte die gesetzliche Re-
gelung den Pflegekassen ausdrücklich und klarstellend den Abschluss entspre-
chender Vereinbarungen mit den Leistungserbringern abverlangen, die neben den 
Regelungen der Leistungserbringung auch die Vergütung der jeweiligen Leistun-
gen enthalten.   
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§ 7a SGB XI n.F. 
Die Neuregelung der Beratungspflicht in Absatz 8 wird befürwortet. Absatz 8 Satz 
1 stellt die Beratungspflicht zu Recht klar. Auch die Möglichkeit gemäß Absatz 8 
Satz 3 die Beratungsaufgaben auf Dritte zu übertragen ist sachgerecht. Sofern von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, sollte der Gesetzeswortlaut auch hier 
die Verpflichtung zum Abschluss entsprechender Vereinbarungen vorsehen, die 
neben den Modalitäten der Leistungserbringung auch die Vergütung der Leistun-
gen vorzusehen haben.  
Ferner regt der bad e.V. an, im Gesetz eine Pflicht zur Evaluation der Umsetzung 
der Pflicht aus Absatz 8 Satz 1 vorzusehen. 
 
 
§ 8 SGB XI n.F.  
Die Ergänzung in Absatz 3b nach Satz 1 wird grundsätzlich befürwortet. Der Si-
cherstellung der ambulanten Versorgung unter den erschwerten zukünftigen Rah-
menbedingungen kommt eine zentrale Bedeutung in der pflegerischen Versorgung 
zu, auch weil die Mehrzahl der pflegebedürftigen Versicherten eine pflegerische 
Versorgung in der eigenen Häuslichkeit wünschen. Bei der „Erarbeitung von Sze-
narien für die zukünftige Sicherstellung der ambulanten häuslichen Versorgung“ 
sollte ein Schwerpunkt auf die Erhaltung und den Ausbau professioneller ambulan-
ter Pflege gelegt werden. Dies sollte der Gesetzeswortlaut – anders als der Ent-
wurfstext bislang – klarstellen.  
 
Der bad e.V. unterstützt grundsätzlich auch das Ansinnen einer Förderung von wis-
senschaftlichen Expertisen zur konkreten Ausgestaltung der Inhalte von pflegeri-
schen und heilkundlichen Leistungen des Fünften und Elften Buches, die durch 
Pflegefachpersonen gestaffelt nach Qualifikationsniveau nach Maßgabe von § 15a 
des Fünften Buches erbracht werden können. Anders als der Entwurf es bislang 
vorsieht, ist bei der Beauftragung der Erstellung wissenschaftlicher Expertisen so-
wie ihrer Durchführung sicherzustellen, dass die Auftragnehmer die fachliche Ex-
pertise der im Qualitätsausschuss Pflege vertretenen Vereinbarungspartner in ge-
eigneter Art und Weise einbeziehen. Diese Einbindung lediglich in das Ermessen 
der Auftragnehmer zu stellen, ist nicht sachgerecht.  
 
In Absatz 7 nach Satz 4 Nummer 7 eine neue Nummer 8 einzufügen, die „Maßnah-
men zur betrieblichen Integration von Pflege- und Betreuungspersonal aus dem 
Ausland“ umfasst, wird ausdrücklich befürwortet, da diese Integration mit voran-
schreitendem Personalmangel in der Pflege immer mehr an praktischer Bedeutung 
gewinnt und erforderlich ist, um der Nachfrage nach professioneller Pflege in Zu-
kunft Herr werden zu können. 
 

 
§ 9 SGB XI n.F.  
Die vorgesehenen Neuregelungen zu einer kommunalen Pflegestrukturplanung al-
lein werden den Problemen in der Praxis nicht gerecht. Vielmehr ist die „finanzielle 
Unterstützung der Pflegeeinrichtungen bei der Tragung ihrer betriebsnotwendigen 
Investitionsaufwendungen“ nicht nur in das Ermessen des Landes zu stellen, 
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sondern die gesetzlichen Regelungen haben vielmehr vorzugeben, dass diese Un-
terstützung „sicherzustellen“ ist.  
 
Im Übrigen dürfen kommunale Pflegestrukturplanungen nicht zu weiteren Belas-
tungen bzw. Rechtseinschränkungen bei Pflegeeinrichtungen führen. In der ange-
spannten Marktlage für Leistungserbringer sind diese nicht zusätzlich durch haus-
gemachte Einschränkungen und rechtliche Unsicherheiten zu belasten, um die be-
nötigte Infrastruktur nicht weiter zu gefährden. 
 
 
§ 10a SGB XI n.F. 
Der bad e. V. begrüßt die Bestellung eines Beauftragten für Pflege sowie eines 
ergänzenden Beirats ausdrücklich. Der Gesetzgeber erkennt hiermit an, dass die 
Wahrung der Interessen der pflegebedürftigen Menschen und der beruflich Pfle-
genden weder durch die jeweiligen Pflegekassen als Körperschaften des öffentli-
chen Rechts noch durch die in einigen Bundesländern gegründeten „Pflegekam-
mern“ oder durch vergleichbare berufsständische Vertretungen in ausreichendem 
Maße erfolgt. 
 
 
§ 11 SGB XI n.F. 
Die beabsichtigten Ergänzungen in Abs. 1 sowie der angedachte Abs 2. stellen 
Selbstverständlichkeiten dar, die bereits jetzt ohne feststellbare Qualitätsdefizite in 
der Praxis umgesetzt werden. Entsprechende Standards zur Delegation von pfle-
gerischen Leistungen werden im Rahmen des internen Qualitätsmanagements be-
reits heute vorgehalten. Ergänzend hierzu sehen die jeweiligen Rahmenverträge 
nach § 132a SGB V oftmals für den Bereich der behandlungspflegerischen Leis-
tungen konkretisierte Delegationsmaßnahmen vor. Die Anpassung des § 11 wird 
daher für nicht erforderlich gehalten. Der bad e. V. schlägt daher vor, die Änderung 
ersatzlos zu streichen.  
 
 
§ 17a SGB XI n.F. 
Die geplante Neuregelung des § 17a SGB XI, welcher Richtlinien zur Empfehlung 
von Pflegehilfsmitteln und Hilfsmitteln nach § 40 Absatz 6 SGB XI vorsieht, wird 
allgemein begrüßt, da hierdurch insbesondere auch die Versichertenrechte bei der 
Inanspruchnahme von (Pflege-)Hilfsmitteln gestärkt werden. Zugleich wird durch 
die Vermutung der Notwendigkeit oder Erforderlichkeit der Versorgung mit Pflege-
hilfsmitteln oder Hilfsmitteln den empfehlenden Pflegefachpersonen eine taugliche 
Arbeitshilfe im Praxisalltag zur Verfügung gestellt. 
 
 
§ 37 Abs. 3a SGB XI n.F. 
Den Ansatz, pflegebedürftige Menschen, die ausschließlich durch Pflegepersonen 
in der Häuslichkeit gepflegt werden, besser zu informieren und beraten, begrüßt 
der bad e. V. ausdrücklich. Allerdings stellt sich die Frage, warum diese Aufgabe 
nun gesetzlich geregelt werden muss? Uns sind hierzu keinerlei Praxisprobleme 
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bekannt. Im Gegenteil: Ambulante Pflegedienste, die die Beratungen nach § 37 
Abs. 3 SGB XI regelmäßig und flächendeckend durchführen, haben selbst ein In-
teresse daran, dass ihre Beratungskunden gut informiert sind über ihre Möglichkei-
ten, da dies ggf. auch zu einer weiteren Beauftragung des Pflegedienstes führen 
kann. Pflegefachkräfte, die diese Beratungen durchführen, stellen oftmals einen 
erheblichen weitergehenden Beratungsbedarf fest, der über den Charakter des Be-
ratungsbesuchs nach § 37 Abs. 3 SGB XI hinausgeht, sodass sich oftmals weitere 
Termine für Schulungen nach § 45 SGB XI anschließen.  
Aus Sicht des bad e. V. bedarf es dieser gesetzlichen Neuregelung nicht, da es 
bereits jetzt zum Beratungsspektrum gehört. Sofern der Gesetzgeber anderer Mei-
nung ist, sprechen wir uns dafür aus, dies nicht im Gesetz, sondern in den Emp-
fehlungen nach § 37 Abs. 5 SGB XI festzuschreiben. 
 
Eine Verpflichtung des beratenden Pflegedienstes, bei nachfolgenden Besuchen 
zu überprüfen, ob den Empfehlungen nachgekommen wurde, sehen wir nicht als 
Bestandteil der Leistung. Dies schafft überbordende Bürokratie, zumal Pflegebe-
dürftige nicht verpflichtet sind, die Beratungen nach § 37 Abs. 3 SGB XI immer 
durch denselben Pflegedienst durchführen zu lassen. Insofern ist bereits fraglich, 
wie ein anderer Pflegedienst dies überprüfen können soll. Das Beratungsprotokoll 
des letzten Beratungsbesuchs liegt ihm in der Praxis regelmäßig nicht vor. Wir for-
dern daher, dass die Überprüfung aus der Verantwortung des Beratenden heraus-
genommen wird. Sollte eine Überprüfung für erforderlich gehalten werden, steht es 
den Pflegekassen frei, dies bei ihren Versicherten entsprechend zu überprüfen. 
 
 
§ 40 Absatz 6 SGB XI n.F. 
Die Anpassung des § 40 Absatz 6 SGB XI wird allgemein begrüßt und in Verbin-
dung mit der Neuregelung des § 17a SGB XI auch für zielführend erachtet. Zugleich 
spricht sich der bad e.V. im Zuge der Gesetzesanpassung für eine Änderung des 
neuen Satzes 3 dahingehend aus, dass die Empfehlung bei der Antragstellung 
nicht älter als vier Wochen sein darf. Die gegenwärtig noch geregelte Frist von nur 
zwei Wochen wird in diesem Zusammenhang als zu kurz erachtet, sodass zu Guns-
ten der Versichertenrechte eine Ausweitung zu erfolgen hat. 
 
 
§ 45a SGB XI n.F 
Aus Sicht des bad e. V. ist es unerlässlich, dass auch die Angebote zur Unterstüt-
zung im Alltag als qualitätsgesicherte Angebote ausgestaltet werden. Um dies zu 
gewährleisten, sollte an der Vorgabe einer pflegefachlichen Anleitung festgehalten 
werden. Die geplante Anpassung in Absatz 1 ist daher ersatzlos zu streichen. 
 
Die geplante Voraussetzung einer bedarfsorientierten pflegefachlichen Begleitung 
oder Supervision wird unsererseits als zu unbestimmt abgelehnt.  
 
Die in Absatz 2 vorgesehene Strukturierung zur Konzeption wird aus Gründen der 
Klarstellung begrüßt.  
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§ 45c SGB XI n.F. 
Eine Ausweitung der Förderung zur Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen 
und Versorgungskonzepte und zur Förderung ehrenamtlicher Strukturen von der-
zeit 25 Millionen Euro je Kalenderjahr auf zukünftig 60 Millionen Euro je Kalender-
jahr wird seitens des bad e.V. für nicht notwendig erachtet. Gleiches gilt für den 
Auf- und Ausbau von Strukturen zur Unterstützung der Angebote nach § 45a SGB 
XI. Die derzeit gültigen Regelungen und Verordnungen für die Angebote zur Unter-
stützung im Alltag nach § 45a SGB XI haben sich in der Praxis bewährt, so-dass 
es zielführender ist, die professionelle Pflege zu stärken sowie die Sachleistungs-
budgets der Versicherten, welche wiederum auch für Leistungen nach § 45a SGB 
XI eingesetzt werden können, mehr als bisher geplant zu erhöhen. 
 
 
§ 45f SGB XI n.F. 
Der bad e. V. kann den Wunsch des Gesetzgebers, Leistungen für den Pflegebe-
dürftigen zu flexibilisieren, nachvollziehen, kritisiert aber, dass er das zulasten zu-
gelassener ambulanter Pflegeeinrichtungen beabsichtigt und damit die professio-
nelle Pflege schwächt, obwohl diese aktuell bereits unter sehr schwierigen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen leidet. 
 
Der bisher in § 45a Absatz 4 geregelte Umwandlungsanspruch wird nun in dem 
neuen § 45f geregelt. Inhaltlich ändert sich insofern zunächst nur die Höhe des 
Umwandlungsanspruchs. Pflegebedürftige sollen nun bis zu 50 Prozent des ambu-
lanten Sachleistungsanspruchs umwandeln können. Aus Sicht des bad e. V. ist 
diese Erhöhung nicht notwendig, da auch jeder zugelassene ambulante Pflege-
dienst betreuende und hauswirtschaftliche Leistungen erbringen kann und somit 
dem Pflegebedürftigen Leistungen aus einer Hand zuteilwerden.   
 
Im Übrigen fordert der bad e. V. die Streichung von Absatz 2. Wenn der Pflegebe-
dürftige sich dafür entscheidet, neben einem ambulanten Pflegedienst auch noch 
Leistungen von einem Träger von Angeboten zur Unterstützung im Alltag im Rah-
men des umgewandelten Sachleistungsanspruchs zu erhalten, kann es nicht Auf-
gabe des Pflegedienstes sein, dem Pflegebedürftigen Auskunft zu erteilen, in wel-
cher Höhe der Leistungsbetrag nach § 36 bereits durch ambulante Sachleistun-
gen verbraucht ist. Hier wird erneut eine bürokratische Aufgabe der Pflegekassen 
auf die Pflegedienste übertragen. Ambulante Sachleistungen sind vorrangig abzu-
rechnen, sodass die Pflegekasse ohne Mühe Auskunft darüber geben könnte. Die 
Auskunftspflicht ist kein Bestandteil der Leistungen eines ambulanten Pflege-
dienstes und insbesondere in den aktuellen Zeiten wären Bürokratieabbau sowie 
ressourcenschonendes Arbeiten für Pflegedienste ein wichtiges Signal der Politik. 
 
 
§ 45g SGB XI n.F. 
Unter Berücksichtigung des § 45f SGB XI ist die hiesige Regelung konsequent. Aus 
den zuvor genannten Gründen wird jedoch auch diese Regelung vom bad e.V. ab-
gelehnt und ist ersatzlos zu streichen.  
 



Stellungnahme des bad e.V.        
 

 

10 

Der bad e. V. begrüßt allerdings den in § 45g SGB XI zu Grunde liegende Gedan-
ken, dass der in einem Monat nicht genutzte Sachleistungsbetrag nach § 41 SGB 
XI zu einem späteren Zeitpunkt genutzt werden kann. Dieser sollte jedoch weiterhin 
für die qualitätsgesicherten Strukturen der teilstationären Versorgung zur Verfü-
gung stehen und nur für diese nutzbar sein. Eine Verlagerung des teilstationären 
Sachleistungsbudgets auf den Bereich der Alltagsbetreuung wird abgelehnt.  
Vielmehr sollte es den Gästen der Tagespflege ermöglicht werden, nicht genutzte 
Leistungsbeträge der Tagespflege dort in den Folgemonaten zu nutzen. Zur Stär-
kung der teilstationären Angebote wäre es zudem begrüßenswert, wenn die nicht 
genutzten Sachleistungsbeträge auch für diejenigen Vergütungsbestandteile der 
Tagespflege genutzt werden könnten, die bislang durch den Gast als Privatzahler 
zu zahlen sind.  
 
 
§ 45h SGB XI n.F. 
Durch die Umstrukturierung der Regelungen und der Schaffung eines neuen Ab-
schnitts 6 – Leistungen in ambulant betreuten Wohngruppen und in gemeinschaft-
lichen Wohnformen – wird diesen alternativen Wohnformen ein neuer Stellenwert 
im Leistungsrecht beigemessen. Dies wird vom bad e. V. positiv bewertet. Die letzte 
Zeit war für viele Betreiber von Wohngemeinschaften schwierig. Nach Einführung 
des Zuschlags der Pflegeversicherung bei längerer Verweildauer des Bewohners 
im Pflegeheim, mussten ambulante Wohngemeinschaften und Wohnformen im 
ganzen Bundesgebiet feststellen, dass ihre Strukturen teilweise zu höherer Zuzah-
lung der Pflegebedürftigen führt als im vollstationären Bereich. Faktisch wurde da-
mit eine Konkurrenzsituation geschaffen, die viele WG-Betreiber an die Grenze zur 
Existenzgefährdung gebracht haben, und dass, obwohl der Bundesgesetzgeber 
sich immer für eine Förderung und Weiterentwicklung ambulanter alternativer 
Wohnformen ausgesprochen hat.  
 
Der bisher in § 38a verankerte Anspruch auf „Zusätzliche Leistungen für Pflege-
bedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen“ wird neuer § 45h. Inhaltlich gab 
es hier keine Veränderung. Die von uns geforderte Erhöhung des Anspruchs ist 
leider bisher nicht im Entwurf vorgesehen, sodass hier dringend Nachbesserung 
erforderlich ist. 
 
 
§ 45i SGB XI n.F. 
Es handelt sich um die Regelung des bisherigen § 45e a.F., die nun § 45i n.F. wird.  
Erfreulicherweise steht dieser Anspruch weiterhin zur Verfügung. Dies spricht al-
lerdings auch dafür, dass das Budget bisher nicht ausgeschöpft wurde. Aus Sicht 
des bad e. V. müsste der Gesetzgeber sich hier die Frage stellen, warum dies so 
ist und entsprechend nachbessern. Nach unserer Erfahrung ist die Beantragung 
für viele Pflegebedürftige zu komplex, so dass sie tatsächlich lieber davon abse-
hen. Die Pflegekassen arbeiten hier zudem immer noch mit unterschiedlichen An-
tragsformularen und handeln in der Bewertung von Nachweisen so unterschiedlich, 
dass die Inanspruchnahme den Versicherten tatsächlich auch oftmals sehr stark 
erschwert wird.  
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Hier fordert der bad e. V. die gesetzlich vorgesehene Einführung eines einheitlichen 
Verfahrens und die Vereinfachung der Inanspruchnahme. In diesem Zusammen-
hang ist auch zu prüfen, ob der Anspruch nicht direkt von dem Betreiber der Wohn-
gemeinschaft abgerufen werden sollte, um das Verfahren zu vereinfachen.  
 
 
§ 45j SGB XI n.F. 
§ 45j regelt, welche Ansprüche in gemeinschaftlichen Wohnformen mit Verträgen 
zur pflegerischen Versorgung gemäß § 92c zur Verfügung stehen. 
 
Der bad e. V. weist ausdrücklich darauf hin, dass er die Weiterentwicklung der Vor-
schriften zu ambulanten Wohngemeinschaften grundsätzlich wohlwollend sieht.  
Gleichzeitig kritisiert er aber auch, dass die Inanspruchnahme der Leistungen ver-
kompliziert wird. Dies ist weder im Sinne des Pflegebedürftigen, noch im Sinne der 
ambulanten Pflegeeinrichtung, die oft auch Betreiber von Wohngemeinschaften ist. 
 
Der bad e. V. spricht sich ausdrücklich für die Erweiterung der Leistungen aus, 
fordert aber ein vereinfachtes Verfahren für zugelassene ambulante Pflegedienste.  
 
Im Übrigen werden gemeinschaftliches Wohnen bzw. gemeinschaftliche Wohnfor-
men vom Gesetzgeber nicht definiert. Aus der Gesetzesbegründung ergibt sich, 
dass diese Wohnformen oftmals weder klassisch ambulant, noch klassisch statio-
när sind. Das Leistungsrecht kennt nach § 71 SGB XI aber ausschließlich ambu-
lante und stationäre Versorgungen. Der bad e. V. begrüßt den Spielraum zur För-
derung von neuen Wohnformen über den offenen Wortlaut, erwartet hier aber in 
der Praxis und insbesondere auch in der Auseinandersetzung mit den Pflegekas-
sen Abgrenzungsprobleme. 
 
Der Gesetzgeber hat die außergewöhnliche Stellung von gemeinschaftlichen 
Wohnformen erkannt, beschreibt dies aber nur in der Gesetzesbegründung und 
nicht im Gesetz selbst. Hier wünscht sich der bad e. V. etwas mehr Klarheit, die 
auch dem Stellenwert dieser wichtigen Versorgungsform gerecht wird. 
 
 
§ 72 SGB XI n.F.  
Die Änderung das Absatz 3b wird ausdrücklich befürwortet, um den Vertragspar-
teien mehr Zeit für die notwendige Umsetzung zu geben. Der eingeräumte Zeitrah-
men droht jedoch zu kurz zu sein, gerade wenn eine Einigung über die finanziellen 
Aspekte der Anpassung nicht gütlich gelingt. Hier ist deshalb ein schneller, unbü-
rokratischer und effektiver Konfliktlösungsmechanismus vorzusehen, der die Wirt-
schaftlichkeit und Liquidität der Pflegeeinrichtungen nicht gefährdet. 
Die Änderungen in Absatz 1a werden diesseits kritisch gesehen, weil sie die ohne-
hin schon komplizierten Rahmenvertragsverhandlungen weiter zu komplizieren 
und zu verlängern drohen. Eine Vereinfachung der Verhandlungen durch die zu-
sätzliche Berücksichtigungspflicht ist – nach dem gegenwärtigen Entwurfsstand – 
leider nicht zu erwarten.  
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§ 73a SGB XI n.F.  
Der bad e.V. befürwortet es ausdrücklich, dass das Gesetz zur Sicherstellung der 
pflegerischen Versorgung flexible Regelungen vorsieht, nach denen kurzfristig von 
Vertragsvorgaben abgewichen werden kann, wenn dies geboten ist. Entspre-
chende Übergangsregelungen haben sich während der COVID-19-Pandemie be-
währt, ohne der Qualität der Leistungserbringung zu schaden.  
 
In Absatz 2 Satz 3 des Entwurfs ist „können … gewährt werden“ zu ändern durch 
„sind … zu gewähren, soweit dem nicht gewichtige Gründe entgegenstehen.“ Hier-
durch wird der Regelcharakter einer flexiblen, entgegenkommenden Reaktion auf 
kurzfristigen Handlungsbedarf unterstrichen und zum Regelfall erhoben.  
 
 
§ 85 SGB XI n.F. 
Die Klarstellungen in Abs. 5 und Abs. 6 werden begrüßt. Es läge jedoch in der Hand 
einer Verfahrenspartei, durch nachträgliche Abänderung des Antrages ein Inkraft-
treten der Vereinbarung zu beeinflussen. Insoweit sollte eine Ergänzung dahinge-
hend erfolgen, dass nur geänderte Anträge, denen die „Schiedsstelle auch folgt“ 
eine Anpassung des Zeitpunktes des Inkrafttretens auslösen kann.     
 
 
§ 86a SGB XI n.F. 
Die Einführung klarstellender Verfahrensleitlinien wird ausdrücklich begrüßt.  
Die in Absatz 1 vorgesehene Benennung einer verbindlichen Ansprechperson wird 
ebenfalls begrüßt. Die Erfahrungen aus aktuellen Vergütungsverhandlungen las-
sen jedoch den Schluss zu, dass dies alleine nicht zur Verfahrensbeschleunigung 
beitragen wird. Auch heute wird in zahlreichen Verfahren eine Person als verbind-
licher Ansprechpartner benannt. Zu erheblichen Verzögerungen führt oftmals der 
Umstand, dass diese Person aus Gründen der arbeitstechnischen Überlastung, 
aufgrund von Krankheit oder durch urlaubsbedingte Abwesenheit das Verfahren 
nicht adäquat und mit der nötigen zeitlichen Bindung begleiten kann. Um zeitliche 
Verzögerungen auszuschließen, sollte eine kontinuierliche Vertretung dieser Per-
son durch die Leistungsträger sicherzustellen sein.  
 
Wir schlagen daher die Aufnahme eines neuen Satz 3 vor, wonach „bei vorüberge-
henden oder dauerhaften Ausfall des Ansprechpartners, beispielsweise durch Ur-
laub oder Krankheit, umgehend eine Ersatzperson durch die Kostenträger zu be-
nennen ist“.  
 
 
§ 92c SGB XI n.F. 
Diese neue Regelung baut auf § 45j SGB XI auf und regelt die Details zu den 
Verträgen zur pflegerischen Versorgung in gemeinschaftlichen Wohnformen.  
Aufgrund der öffentlichen Ankündigung des Bundesgesundheitsministers hat der 
bad e.V. fest damit gerechnet, dass die sog. „stambulante“ Versorgung als wei-
tere Versorgungsform Einzug in das Gesetz findet. Stambulant wird nach den 
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bisherigen Modellprojekten so verstanden, dass „das Beste“ aus den Bereichen 
vollstationär und ambulant miteinander verknüpft wird.  
Dem ist der Gesetzgeber nun aber nicht in aller Konsequenz nachgekommen. 
Vielmehr stehen die Verträge nach § 92c SGB XI n.F. nur ambulanten Pflegeein-
richtungen und stationären Einrichtungen mit Gesamtversorgungsvertrag nach § 
72 Abs 2 Satz 1 SGB XI zur Verfügung. Diese Einschränkung ist unsachgemäß. 
  
Nichtsdestotrotz bauen die Regelungen auf Ideen aus der stambulanten Versor-
gung auf und sind ein wichtiger neuer Meilenstein. So sehen wir die Regelung 
hierzu an sich positiv und begrüßen die Budgeterweiterung für Menschen in ge-
meinschaftlichen Wohnformen ausdrücklich. 
 
Auf der anderen Seite sehen wir kein Erfordernis, dass ambulante Pflegedienste, 
die in diesen Wohnformen versorgen, einen separaten Vertrag mit den Pflegekas-
sen abschließen müssen. Dies schafft zusätzliche Bürokratie und keine Entlas-
tung. Hier muss aber angeknüpft werden, damit das Wachstum gemeinschaftli-
cher Wohnformen vorangetrieben wird. In der heutigen Zeit sind diese Wohnfor-
men nicht mehr wegzudenken und insbesondere aufgrund der Insolvenzwelle in 
Pflegeeinrichtungen benötigen wir dringend mehr Pflegeplätze. Daher sind ge-
meinschaftliche Wohnformen für den Pflegebedürftigen, aber auch für die Betrei-
ber eine gute Möglichkeit, den Pflegebedarf zu decken. 
 
Ambulante Pflegedienste wurden bereits zugelassen, so dass sie Leistungen zu 
Lasten der gesetzlichen Pflegekassen erbringen und abrechnen können. Ein wei-
terer Bürokratieaufwand wird dem Ansinnen der Förderung dieser Wohnformen 
nicht gerecht und wird möglicherweise auch im Gegenteil münden. 
 
Im Übrigen ist die Idee des Zuschlags nicht neu. Bereits im Referentenentwurf 
zum GVWG wurde dies angedacht, allerdings in Höhe von 300 €. Die schlechte 
Haushaltslage lässt vermuten, dass diese Regelung aufgrund der finanziellen Be-
deutung erneut gestrichen wird. Der bad e. V. möchte daher dringend anmahnen, 
dass eine Streichung dieses Mal zu verhindern ist, um gemeinschaftliche Wohn-
formen zu stärken. Sofern hier keine Verbesserungen eintreten, gehen wir von ei-
nem Rückgang dieser Angebote aus, was die Lage in Bezug auf eine flächende-
ckende Versorgung pflegebedürftiger Menschen erheblich weiter erheblich ver-
schlechtern würde. 
 
 
§ 113b SGB XI n.F.  
Einer Beteiligung eines Vertreters der maßgeblichen Organisationen der Pflegebe-
rufe auf Bundesebene nach § 118a im Qualitätsausschuss Pflege ist unsachge-
mäß, soweit dieser auf die Sitze der Leistungserbringer anzurechnen ist. Der bad 
e.V. fordert deshalb, hiervon abzusehen.  
Der geplanten Ergänzung des Absatz 3 wird zugestimmt, damit der erweiterte Qua-
litätsausschuss sich auch mit Themen befassen kann, die über die konkreten ge-
setzlichen Aufträge hinausgehen. Sofern die Selbstverwaltung dies als sinnvoll er-
achtet, ist die Ermöglichung eines solchen Vorgehens sachgerecht. 
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Die geplante Ergänzung des Absatz 4 Satz 2 Nummer 6 wird diesseits abgelehnt. 
Schon die Erarbeitung nach Nummer 6 in der aktuellen Fassung hat ergeben, dass 
eine spezifische Prüfung speziell für ambulant betreute Wohnformen weder erfor-
derlich noch sachgerecht ist. Hierfür besteht auch kein berechtigter Bedarf, da in 
leistungsrechtlich ambulanten Wohnformen ambulante Qualitätsprüfungen stattfin-
den, ohne besondere Defizite bzw. besonderen zusätzlichen Handlungsbedarf er-
geben zu haben. Zusätzlich sind heimrechtlich spezifische ordnungsbehördliche 
Prüfungen nach Landesrecht möglich, die zusammen mit den vorhandenen ambu-
lanten Qualitätsprüfungen eine absolut ausreichende externe Qualitätssicherung in 
gemeinschaftlichen Wohnformen gewährleistet.  
 
Die Regelung in der Entwurfsfassung verfehlt auch deshalb den praktischen Bedarf 
von gemeinschaftlichen Wohnformen, da diese nicht unter fehlenden Qualitätsprü-
fungen, sondern unter einer unzureichenden leistungsrechtlichen Ausgestaltung 
leiden. Der Gesetzgeber ist gehalten, die gesetzlichen Benachteiligungen von am-
bulant versorgten gemeinschaftlichen Wohnformen im Vergleich zu vollstationären 
Wohnformen auszugleichen. 
 
Die Ausweitung des Vorschlagsrechts in Absatz 4 Satz 3 auf den unparteiischen 
Vorsitzenden nach Absatz 3 wird vom bad e.V. als unnötig erachtet und deshalb 
abgelehnt.  
 
Auch die Pflicht zur Veröffentlichung einer Stellungnahme bei Ablehnung eines 
Vorschlags auf der Internetseite des Qualitätsausschusses wird als unnötig ange-
sehen. Die Sitzungen des Qualitätsausschusses, in denen Abstimmungsverhalten 
begründet werden, sind öffentlich und in einer Mediathek jederzeit allgemein ein-
sehbar, weiterer Veröffentlichungen der Sitzungsinhalte und der Erläuterungen des 
Abstimmungsverhaltens bedarf es nicht.  
 
 
§ 113c SGB XI n.F.  
Auch wenn der bad e. V. die Relevanz hochschulisch qualifizierten Pflegefachper-
sonals aktuell noch anders bewertet als der Gesetzgeber, wird ein Modellvorha-
ben zur Bewertung und Entwicklung von Vorschlägen zur möglichen Einbezie-
hung hochschulisch qualifizierter Pflegefachpersonen von uns positiv bewertet 
und auch gerne unterstützt.  
 
Gleichzeitig möchten wir aber auch davor warnen, den Einsatz hochschulisch qua-
lifizierter Pflegefachpersonen zu hoch zu bewerten. Die Praxis zeigt, dass Perso-
nen mit hochschulischer Ausbildung oftmals in Leitungsfunktionen drängen, nicht 
aber an der pflegenden „Basis“ eingesetzt werden können bzw. wollen. Sofern sich 
diese Entwicklung verstetigen würde, würde sich die personelle Lage gerade in 
vollstationären Einrichtungen erheblich verschlechtern. 
 
Zu § 113 Abs. 9 SGB XI n.F. besteht aus unserer Sicht kein überzeugender Grund, 
eine weitere unabhängige, qualifizierte Institution zu beauftragen. Aus Sicht des 
bad e. V. ist nach der Beschreibung des Gesetzes kein neues Gremium 
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erforderlich. Die dort genannten Themen können und sollten schon jetzt dem Auf-
gabenbereich des „Qualitätsausschuss Pflege“ zugeordnet werden. Aus unserer 
Sicht gehören die Themen sachlich und fachlich dorthin.  
 
Im Hinblick auf die personelle Situation auch bei Leistungserbringerverbänden und 
Kostenträgern, hält der bad e. V. ein weiteres Gremium, in dem im Ergebnis wahr-
scheinlich dieselben Personen sitzen werden, für nicht zielführend. Sollte der Ge-
setzgeber der Meinung sein, dass die Themen bisher noch nicht ausreichend beim 
Qualitätsausschuss Pflege verortet sind, schlagen wir eine entsprechende Erwei-
terung der Aufgaben nach § 113b SGB XI vor. Damit könnt mit wenig Aufwand  und 
Bürokratie dasselbe Ziel erreicht werden.  
 
Im Übrigen halten wir die Befristung der Geschäftsstelle für 5 Jahre für unange-
messen. Sofern hier Vergaberecht Einfluss hat, nimmt allein die Vorbereitung viel 
an Zeit in Anspruch, so dass Handlungsfähigkeit wohl nicht vor 2026 gegeben sein 
wird. Der bad e.V. spricht sich daher ausdrücklich für die Streichung dieses Absat-
zes aus.  
 
In diesem Zusammenhang weist der bad e. V. noch darauf hin, dass auch die „Ent-
bürokratisierung der Pflegedokumentation“ ein Thema ist, dass in diesen Kontext 
passt. Zunächst einmal ist anzumerken, dass das „Projekt“ des neuen Strukturmo-
dells, das vor mehr als 10 Jahren startete, mittlerweile seinen bloßen Projektstatus 
überwunden und sich in der Pflege etabliert hat. Das Projektbüro „EinStep“ ist somit 
heute viel mehr als sein Name hergibt. Seit Auslaufen der Finanzierung durch den 
Bund ist das Projektbüro in der Verantwortung der Trägerverbände, die sich beim 
federführenden Betreiben des Projektbüros abwechseln. Nach Auffassung des bad 
e. V. ist es wünschenswert, die Strukturen hier zu verändern und das Strukturmo-
dell als „Regelthema“ zur Weiterentwicklung in die Verantwortung des Qualitäts-
ausschusses Pflege zu legen und das zuständige Büro per Gesetz bei der Ge-
schäftsstelle des Qualitätsausschuss Pflege anzusiedeln. Dies hätte für alle Betei-
ligten Vorteile und würde auch den Stellenwert dieses Themas in der Pflege wider-
spiegeln. 
 
Der bad e. V. befürwortet ausdrücklich eine zusätzliche Finanzierung des Bundes 
von diesem und den anderen in Absatz 9 genannten Themen, spricht sich aber 
explizit dafür aus, all die genannten Punkte beim Qualitätsausschuss Pflege und 
dessen Geschäftsstelle anzusiedeln. 
 
 
§ 114 SGB XI n.F. 
Die digitale Erteilung der Prüfaufträge wird grundlegend für zielführend erachtet, 
ebenso wie die vorgesehene Daten- und Kommunikationsplattform. Im Hinblick auf 
die aktuellen einrichtungsbezogenen Daten und Informationen wird es dabei als 
sachgerecht erachtet, den betroffenen Einrichtungen die Möglichkeit einzuräumen, 
diese Daten einer Plausibilitätskontrolle unterziehen zu können, um deren Richtig-
keit wiederzugeben. Daher wird folgende Ergänzung des § 114 Absatz 1a Satz 4 
vorgeschlagen: 
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„Die Plattform enthält aktuelle, einrichtungsbezogene Daten und Informatio-
nen, insbesondere zu Anzahl und Art der durchgeführten Prüfungen sowie 
für den vollstationären Bereich zu unangemeldeten Prüfungen nach § 114a 
Absatz 1 Satz 3 und zu Verlängerungen des Prüfrhythmus nach § 114c; den 
Einrichtungen ist auf Verlangen Gelegenheit zur Einsicht in die einrichtungs-
bezogenen Daten und Informationen zu ermöglichen.“ 
 
 
§ 114a SGB XI n.F. 
Der bad e. V. erachtet die Einschränkung des Rechts auf Unverletzlichkeit der 
Wohnung zum Zwecke der Durchführung von ambulanten Qualitätsprüfungen, 
ohne dass eine ausdrückliche Einwilligung des betroffenen Personenkreises vor-
liegt, für nicht erforderlich sowie unverhältnismäßig. Insbesondere kann nicht nach-
vollzogen werden, inwieweit ein Nichtbetreten von Räumen mit Wohnrecht im Zuge 
einer ambulanten Qualitätsprüfung eine dringende Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung darstellen kann, da im Zuge der Prüfung ausschließlich die Qua-
lität der Leistungen des Pflegedienstes zu beurteilen ist. Es wird daher für geboten 
erachtet, den neu geplanten Satz 3 ersatzlos zu streichen. 
 
 
§ 115 SGB XI n.F. 
Der bad e. V. weist an dieser Stelle darauf hin, dass bereits das Vorhaben zur 
Qualitätssicherung in alternativen Wohnformen auf Bundesebene vor ca. 10 Jah-
ren zu dem Ergebnis geführt hat, dass diese Angebote sich nicht zusammenfassen 
lassen. Dies ist auch zurückzuführen auf die unterschiedliche landesgesetzliche 
Lage. Aus diesem Grund spricht sich der bad e. V. dafür aus, es bei den bestehen-
den Regelungen zur Qualitätssicherung ambulanter Angebote zu belassen. Dane-
ben kann es auf Landesebene weitere Vorgaben durch die „Heimgesetze“ geben. 
 
 
§ 118a SGB XI n.F. 
Den geplanten Neuregelungen zur Festlegung der maßgeblichen Organisationen 
der Pflegeberufe auf Bundesebene sowie der Verordnungsermächtigung in diesem 
Zusammenhang wird diesseits zugestimmt. Sie sind der Rechtssicherheit und Ope-
rationalisierung förderlich.  
 

 
III. Zu den Regelungen des SGB V im Einzelnen 
 
 
§ 15a SGB V n.F. 
Im Hinblick auf die Leistungskompetenz von Pflegefachpersonen weist der bad e.V. 
darauf hin, dass die geplante Neuregelung fälschlicherweise ausdrückt, dass Leis-
tungen im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung und der sozialen Pfle-
geversicherung nur noch von Pflegefachpersonen erbracht werden dürfen. Richtig-
erweise, so auch in der Begründung zu § 15a SGB V, haben jedoch auch Pflegeas-
sistenzkräfte, Pflegehilfskräfte sowie weitere Berufsgruppen und Hilfskräfte eine 
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Durchführungsverantwortung, je nach Qualifikation sowie entsprechender vertrag-
licher Regelung auf Landesebene.  
Aus diesem Grund schlägt der bad e. V. vor, den § 15a SGB V in Absatz 1 wie folgt 
zu fassen: 
 
„Pflegerische und heilkundliche Leistungen nach diesem und dem Elften 
Buch Sozialgesetzbuch werden nach landesvertraglicher Qualifikationsan-
forderung durch Pflegefachpersonen, qualifiziertes Pflegehilfspersonal so-
wie sonstiges Pflegehilfspersonal erbracht. Pflegerische Leistungen dürfen 
nur unter Beachtung der Pflegeprozessverantwortung von Pflegefachperso-
nen nach § 4 des Pflegeberufegesetzes, qualifiziertem Pflegehilfspersonal 
sowie sonstigem Pflegehilfspersonal erbracht werden.“  
 
Darauf aufbauend wird vorgeschlagen einen neuen Absatz 3 wie folgt zu ergänzen: 
 
„Qualifiziertes Pflegehilfspersonal im Sinne dieses und des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch sind Personen, die über eine Ausbildung zu einem Assis-
tenz- und Helferberuf oder eine vergleichbare Ausbildung in der Pflege ver-
fügen. Sonstiges Pflegehilfspersonal sind Personen, die über keine Ausbil-
dung zu einem Assistenz- und Helferberuf oder eine vergleichbare Ausbil-
dung in der Pflege verfügen,“ 
 
 
§ 73d SGB V n.F. 
Die Regelung zu einem neuen Rahmenvertrag für die Kompetenzerweiterung von 
Pflegefachpersonen im Zuge von heilkundlichen und behandlungspflegerischen 
Leistungen wird ausdrücklich begrüßt.  
Bereits heute zeigt sich in der alltäglichen Praxis, dass die ärztlichen Verordnungen 
im engen Austausch und Zusammenspiel zwischen Arztpraxis und ambulantem 
Pflegedienst ausgestellt werden und hierbei in vielen Fällen mitentscheidend auf 
die fachliche Kompetenz sowie die Bewertungen des pflegerischen Personals des 
ambulanten Pflegedienstes zurückgegriffen wird. Demnach ist es im Hinblick auf 
eine effektivere und flächendeckende zukünftige Versorgung unerlässlich, geeig-
nete Pflegefachpersonen mit größeren Kompetenzen im Hinblick auf die zu verord-
nenden Leistungen einzubeziehen. 
 
 
§ 132a Abs. 5 SGB V n.F. 
Bereits heute ergeben sich aus der überwiegenden Anzahl der Landesrahmenver-
träge nach § 132a SGB V Anforderungen an die Pflegeprozesssteuerung. Auch 
wenn der Begriff pflegefachlich geprägt ist, lässt es sich nicht von der Hand weisen, 
dass er auch im Bereich der häuslichen Krankenpflege Bedeutung hat. Mit Hinblick 
auf die Vorbehaltsaufgaben nach § 4 Pflegeberufegesetz ist es aus Sicht des bad 
e. V. sachgerecht, auch die Regelung des § 132a SGB V anzupassen, zumal auch 
die Bundesrahmenempfehlung nach § 132a SGB V hierzu bereits Regelungen be-
inhaltet. Die geplanten Ergänzungen in Bezug auf Absatz 5 sind insofern folgerich-
tig. 


